
ver.di Landesbezirk
Niedersachsen-Bremen

standpunkte
Informationen des ver.di-Landesbezirks

Niedersachsen – Bremen

Der norddeutschen Feuerwehrtag hat bislang 
insgesamt 48 Mal stattgefunden - organisiert von 
den norddeutschen ver.di-Landesbezirken. Diese 
traditionsreiche Veranstaltung wird es zukünftig 
nicht mehr geben. Dafür findet jetzt regelmäßig 
der deutsche ver.di-Feuerwehrtag statt, an dem 
Kolleg*innen aus allen Bundesländern teilneh-
men können. Zur ersten Ausgabe dieses neuen, 
erweiterten Formats hatte der ver.di Landesfach-
vorstand Niedersachsen-Bremen vom 9. bis 11. 
Oktober 2023 nach Hannover eingeladen. 

Zur Eröffnung im Mosaiksaal des hannoverschen Rathau-
ses konnte Mario Kraatz, der Vorsitzend des Fachvorstands 
Feuerwehr (Bund und Land), nicht nur rund 50 Teilneh-
mer*innen, sondern auch viele prominente Gäste, darun-
ter die niedersächsische Innenministerin Daniela Behrens, 
begrüßen. 

Ein Thema stand bei dem dreitägigen Treffen mit im 
Vordergrund: Die Auswirkungen der Klimakrise auf die 
zukünftige Arbeit der Feuerwehren. Hannovers Feuerwehr-
chef Christoph Bahlmann hatte bereits bei der Begrüßung 
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KLIMAKRISE STELLT AUCH DIE FEUERWEHREN 
VOR NEUE HERAUSFORDERUNGEN
1. Deutscher ver.di-Feuerwehrtag in Hannover

der Teilnehmenden auf dieses wichtige Thema hingewie-
sen. „Hitzewellen, Starkregen und Vegetationsbrände 
haben heute für die Feuerwehr eine wesentlich größere 
Bedeutung als noch vor zehn Jahren“, sagte er. Er sprach 
sich in diesem Zusammenhang für gut abgestimmte, 
länderübergreifende Einsatzkonzepte und die Aufwertung 
des Katasrophenschutzes aus.

Innenministerin Behrens ging in ihrem Grußwort auf das 
zweite zentrale Thema der Veranstaltung - „Schlag nie die 
helfende Hand“ - ein. „Angriffe auf Rettungs- und Einsatz-
kräfte sind völlig inakzeptabel und das dürfen wir nicht 
hinnehmen. Das Land Niedersachsen wird alles dafür tun, 
um die Menschen zu schützen, die sich haupt- oder Ehren-
amtlich für unsere Sicherheit engagieren“, sagte die 
Ministerin.

Anlässe für einen besseren Schutz der Einsatzkräfte gibt es 
leider genug. Bei einer Abfrage stelle sich heraus, dass 
beinahe alle der rund 50 anwesenden Kolleginnen und 
Kollegen bereits Erfahrungen mit Gewalt im Dienst 
machen mussten. In den letzten Jahren hat allerdings nicht 
nur die Gewalt in jeglicher Form gegen Kolleg*innen an 
den Einsatzleitstellen zugenommen, auch die verbale 
Gewalt gegenüber den Kolleg*innen in den Leitstellen hat 
eine bisher nicht gekannte Qualität erreicht. 

In Diskussionen und Arbeitsgruppen wurde nach Lösungs-
wegen gesucht, die in einer Resolution als Ergebnis 

zusammengefasst wurden, die folgende Forderungen zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen enthält: 

» Mehr Personal! Das ist Voraussetzung für gute 
Arbeitsbedingungen und angesichts der neuen Herausfor-
derungen im Feuerwehrdienst unentbehrlich. 
» Stopp der Gewalt gegen Einsatzkräfte! Die Würde 
des Menschen ist unantastbar. Das gilt auch im Dienst!
» Schmerzensgeld sollen alle erhalten, die im Dienst der 
Gesellschaft angegriffen wurden. 
» Schnellere Verfahren sind nötig, damit Angreifer*in-
nen schnell verurteilt werden. 
» Rechtsschutz durch Arbeitgeber.
» Nachsorge durch medizinische und psychologische 
Hilfe sowie Beratungs- und Therapieangebote für betrof-
fene Kolleg*innen.
» Deeskalationskurse müssen Teil der Ausbildung sein 
und in Weiterbildungen aufgefrischt werden.  

Zum Abschluss der Tagung stellte Mario Kraatz fest: „Das 
neue Format hat sich bewährt. Die Teilnahme von 
Kolleg*innen aus allen Bundesländern ist eine deutliche 
Bereicherung, ermöglicht einen breiten Austausch und 
erfasst das gesamte Spektrum des Problems in unserem 
Arbeitsbereich.“  
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EIN STARKES ZEICHEN 
AN DIE VERHANDLER
Demo vor der Betriebs- und 
Personalrätekonferenz in Hannover

Überraschungs-Empfang für die Mitglieder der Landesre-
gierung Niedersachsens vor dem Betriebs- und Personalrä-
tetag am 2. November in Hannover: Eine Delegation von 
ver.di hat, gemeinsam mit den Kolleg*innen der GEW und 
der GdP, Mitglieder der Landesregierung vor dem 
Tagungshotel begrüßt. 

Gemeinsam mit Ehrenamtlichen haben wir Ministerpräsi-
dent Stephan Weil, Wirtschaftsminister Olaf Lies und 
Sozialminister Andreas Philippi auf unsere Forderungen 
zur TdL-Runde aufmerksam gemacht. 

Es ist uns damit gelungen, ein starkes Zeichen an die 
Verhandler in Potsdam zu schicken, die zur gleichen Zeit 
getagt haben. Unterstützung haben wir dabei von Frank 

Bsirske, Jasmin Fahimi und Mehrdad Payandeh. In der 
TdL-Runde fordern wir eine Einkommenserhöhung von 
10,5 Prozent, mindestens aber 500 Euro bei einer Laufzeit 
von zwölf Monaten. Die Auszubildenden sollen 200 Euro 
mehr bekommen. Die dritte Verhandlungsrunde beginnt 
am 7. Dezember in Potsdam.
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MAHNWACHEN LAUFEN
SEIT VIER WOCHEN
Kita-Beschäftigte diskutieren mit Politiker*innen 
in Niedersachsen und Bremen

An jedem Donnerstag wird es regelmäßig laut vor dem 
niedersächsischen Landtag in Hannover und vor dem 
Rathaus in Bremen. Seit vier Wochen ziehen Kita-Beschäf-
tigte und Gewerkschafter*innen dann vor die Parlamente, 
um auf ein Thema aufmerksam zu machen, das ver.di 
bereits seit Jahrzehnten umtreibt: die Krise in den Kitas. 
Am 9. November hatten sich Betroffene in Hannover und 
Bremen erneut versammelt, um vor der Landtagssitzung 
und der Ratssitzung mit zahlreichen Abgeordneten und 
Politikern darüber zu sprechen. 

In Hannover stellten sich Julia Hamburg, Pascal Mennen 
und Lena Nzume von Bündnis 90/Die Grünen, Corinna 
Lange und Kirsikka Lansmann von der SPD und Christian 
Fühner, Sophie Ramdor und Anna Bauseneick von der CDU 
den Fragen der Beschäftigten. 

In Bremen kamen die Teilnehmenden der Aktion mit 
Mitgliedern des Senats und der Bürgerschaft ins Gespräch. 
Bürgermeister Andreas Bovenschulte nahm sich etwas Zeit 
für eine Diskussion, bevor er im Rathaus verschwand. Im 
Laufe der einstündigen Mahnwache kamen auch die 
Bürgerschaftsabgeordneten Thore Schäck (FDP), Simon 
Zeinke (CDU) und Heike Kretschmann, Ute Reiners-Bruns, 

Elombo Bolayela, Hubertus Hess-Grunewald und Ali 
Seyrek (SPD) vorbei und unterhielen sich mit den Betroffe-
nen oder nahmen zumindest Materialien mit.

„Die Bedingungen in den Einrichtungen müssen sich 
verbessern, um weiteres Abwandern von Fachkräften zu 
unterbinden und eine gute Bildung und Begleitung der 
Kinder zu ermöglichen“, heißt es im Positionspapier 
„Zukunft sichern! Gemeinsam stark für gute Kitas in 
Niedersachsen“ von ver.di. Es ist an diese Mail angehängt. 
Vor diesem Hintergrund fordern wir von der Landesregie-
rung eine Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive für 
die Kitas in Niedersachsen. Eine vergütete praxisintegrier-
te Ausbildung (PiA) zu Erzieher*in unter Beibehaltung des 
DQR-6 Niveaus muss endlich auch in Niedersachsen 
entwickelt und ausgebaut werden. Die berufsbegleitende 
Weiterqualifizierung von Sozialassistent*innen zu Erzie-
her*innen in Vollzeitbeschäftigung beim Träger mit 
entsprechender Vollzeitvergütung muss etabliert werden. 
Die Refinanzierung muss durch das Land vorgenommen 
werden. ver.di fordert zudem die Aufstockung der Schul-
plätze, den Ausbau und die Förderung von Quereinstiegen 
zur Erzieher*in und die Ausstattung der Kitas mit ausrei-
chenden Ressourcen (Praxisanleitung).

In diesem Zusammenhang möchten wir schon jetzt auf 
eine Veranstaltung im Dezember hinweisen. Am 
5. Dezember ist Niedersachsens stellvertretende Minis-
terpräsidentin und Kultusministerin Julia Hamburg zu 
Gast im Bistro der ver.di-Rotation in Hannover. Sie wird 
zwischen 18 und 20 Uhr mit Betroffenen, der ver.di-Lan-
desleiterin Andrea Wemheuer, der Vorsitzenden Paritäti-
scher Wohlfahrtsverband Niedersachsen Kerstin Tack und 
anderen Gästen über mögliche Lösungen der Kita-Krise 
und unsere Forderungen diskutieren.



157 MILLIONEN 
SIND IM TOPF!
ver.di fordert Beschäftigungsprogramm 
für Menschen mit Behinderung in Niedersachsen

Aktion des LAK vor dem Landtag in Hannover

„Jetzt handeln für Inklusion!“, so stand es auf einem 
Transparent, das Mitglieder des ver.di-Landesarbeitskrei-
ses Behinderten und Teilhabepolitik Niedersachsen-Bre-
men am 9. Oktober vor dem Landtag in Hannover entrollt 
hatten. Die Kolleg*innen wollten die Abgeordneten damit 
auf ein immenses Problem aufmerksam machen, das 
offenbar kaum bekannt ist: Dem Land Niedersachsen 
stehen derzeit 157 Millionen Euro aus der sogenannten 
Ausgleichsabgebe zur Verfügung. Mit dem Geld sollen, 
laut Verordnung, Projekte zur Förderung der Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben finanziert 
werden. Das passiert aber bislang kaum. 

ver.di fordert deshalb, das Geld in eine Ausbildungsinitiati-
ve für junge Menschen mit Behinderung und in ein 
Beschäftigungsprogramm für Menschen mit Behinderung 
zu investieren. „Wir fordern die Landesregierung auf, jetzt 
überzeugende Konzepte vorzulegen, wie diese Mittel 
zeitnah und zielgerichtet eingesetzt werden sollen“, sagt 
Andrea Wemheuer, Landesleiterin von ver.di in Nieder-
sachsen und Bremen. Als Gewerkschaft sei man bereit, bei 

der Umsetzung der geforderten Maßnahmen beratend zur 
Verfügung zu stehen. Über konkrete Schritte, wie das Geld 
am sinnvollsten verteilt und genutzt werden kann, haben 
die Mitglieder des Arbeitskreises am Donnerstag intensiv 
mit Claudia Schüßler, Julia Retzlaff und Constantin Grosch 
von der SPD, sowie Lena Nzume und Tanja Meyer von 
Bündnis 90/Die Grünen diskutiert. Termine zu weiteren 
Absprachen wurden vereinbart.

Aus Sicht von ver.di muss das Ziel der Ausbildungsinitiati-
ve für junge Menschen mit Behinderung eine fördernde 
Arbeitsmarktpolitik sein. Nur so kann verhindert werden, 
dass es eine typische „Laufbahnkarriere“ betroffener 
Menschen gibt, die von der Schule in die Werkstatt für 
behinderte Menschen führt und dort meist endet. „Das 
Land muss als Arbeitgeber, aber auch in Kooperation mit 
Gemeinden und Landkreisen, geeignete Schritte unterneh-
men und seine Vorbildfunktion für andere Arbeitgeber 
wahrnehmen“, sagt Wemheuer. Das Beschäftigungspro-
gramm für Menschen mit Behinderung soll im Zusammen-
hang mit der Digitalisierung der niedersächsischen Verwal-
tung stehen. „Die notwendige Digitalisierung der Verwal-
tung ist bestens geeignet, um ein Beschäftigungspro-
gramm für Menschen mit Behinderung zu initiieren“, sagt 
die ver.di-Landesleiterin. Eine Digitalisierung vorhandener 
Akten und die digitale Umsetzung des Eingangs schriftli-
cher Vorgänge muss zum Schwerpunkt der Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderung erklärt werden.
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V.i.S.d.P.:  
ver.di-LBZ Niedersachsen-Bremen, Andrea Wemheuer, Tel. 0511 12400-0, Mail: pressestelle.nds-hb@verdi.de

Disclaimer:  
Wer den Newsletter nicht mehr bekommen möchte, schreibt eine Mail mit dem Betreff „abbestellen“ 
an die Mail-Adresse pressestelle.nds-hb@verdi.de.


